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SPK-SR Staatspolitische Kommission des Standerats

EFD Eidgendssisches Finanzdepartement

VBS gidg?néssische Departement flr Verteidigung, Bevolkerungsschutz und

por

FK-NR Finanzkommission des Nationalrats

BSV Bundesamt flr Sozialversicherungen

GPK Die Geschaftsprifungskommissionen

EFK Eidgendssische Finanzkontrolle

NGO Nichtregierungsorganisation

BFS Bundesamt fur Statistik

SPK-NR Staatspolitische Kommission des Nationalrats

BAG Bundesamt fir Gesundheit

BIT Bundesamt flr Informatik und Telekommunikation

GPK-SR Geschaftspriufungskommission des Standerates

SEM Staatssekretariat fur Migration

BAKOM Bundesamt fir Kommunikation

FK-SR Finanzkommission des Standerates

BWO Bundesamt fir Wohnungswesen

BBL Bundesamt fur Bauten und Logistik

ESTV Eidgendssische Steuerverwaltung

IKT Informations- und Kommunikationstechnologien

EDA Eidgendssisches Departement fir auswartige Angelegenheiten

WBF Eidgendssisches Departement fir Wirtschaft, Bildung und Forschung

Agroscope  Kompetenzzentrum des Bundes fir landwirtschaftliche Forschung

NFB Neues Fuhrungsmodell fir die Bundesverwaltung

FinDel Finanzdelegation

RVOG Regierungs- und Verwaltungsorganisationsgesetz

WBK-NR Kommission fur Wissenschaft, Bildung und Kultur des Nationalrats

CIP-CE Commission des institutions politiques du Conseil des Etats

DFF Département fédéral des finances

DDPS Département fédéral de la défense, de la protection de la population et
des sports

CdF-CN Commission des finances du Conseil national

OFAS Office fédéral des assurances sociales

CdG Les Commissions de gestion

CDF Contréle fédéral des finances

ONG Organisation non gouvernementale

OFS Office fédéral de la statistique

CIP-CN Commission des institutions politiques du Conseil national

OFSP Office fédéral de la santé publique

OFIT Office fédéral de I'informatique et de la télécommunication

CDG-CE Commission de gestion du Conseil des Etats

SEM Secrétariat d'Etat aux migrations

OFCOM Office fédéral de la communication

CdF-CE Commission des finances du Conseil des Etats

OFL Office fédéral du logement

OFCL Office fédéral des constructions et de la logistique

AFC Administration fédérale des contributions

TIC Technologies de I'information et de la communication

DFAE Département fédéral des affaires étrangeres

DEFR Département fédéral de I'économie, de la formation et de la recherche

Agroscope  Centre de compétence de la Confédération suisse pour la recherche
agricole

NMG nouveau modeéle de gestion de I'administration fédérale

DélFin Délégation des finances

LOGA Loi sur I'organisation du gouvernement et de I'administration

CSEC-CN Commission de la science, de I'éducation et de la culture du Conseil

national
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BUNDESRATSGESCHAFT
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Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Institutionen und Volksrechte
Bundesverwaltung - Organisation

Dass die Arbeitsplatze in der Bundesverwaltung mit neuer Software ausgeriistet
werden sollen, war auch im Nationalrat unbestritten. Neo-Finanzminister Ueli Maurer
wies darauf hin, dass mit der neuen Betriebssoftware die Performance der
bestehenden Hardware besser genutzt und die zunehmenden Mobilitatsanforderungen
erfullt werden kdnnten. Fachlich und wirtschaftlich sei die Beschaffung von Windows 10
vertretbar. Ein Umstieg auf eine andere Software wlrde einen hohen Mehraufwand
bedeuten - wie schon ihre Schwesterkommission hatte auch die Finanzkommission des
Nationalrates (FK-NR) die Suche nach Alternativen zu Microsoft angemahnt. Das Projekt
wird aufgrund der Grosse des personellen Ressourcenbedarfs, seiner Komplexitat und
der Risiken als IKT-SchlUsselprojekt gefiihrt werden, was ein Controlling und eine
Prifung durch die Eidgendssische Finanzkontrolle (EFK) bedingt. Mit 178 zu 1 Stimme bei
einer Enthaltung I6ste die grosse Kammer die Ausgabenbremse und mit 181 zu 1 Stimme
bei einer Enthaltung hiess sie den Bundesbeschluss tber einen Verpflichtungskredit
von CHF 70 Mio. gut.'

Anfang September 2016 legte der Bundesrat einen Entwurf flr eine Teilrevision des
Finanzkontrollgesetzes vor. Die Anderungen beruhten auf Forderungen, die 2014
mittels zweier gleichlautender Motionen von beiden Raten Uberwiesen worden waren.
Ursprung dieser Motionen war der Untersuchungsbericht der GPK beider Rate zum
abgebrochenen Informatikprojekt INSIEME.

Mit der neuen Gesetzesgrundlage wurde eine Institutionalisierung der Zusammenarbeit
der EFK mit den GPK vorgenommen. Ziel war es, den Informationsfluss zu verbessern.
Findet die EFK Mangel, soll dies neu nicht nur innerhalb der Verwaltung besser
kommuniziert werden, auch die GPK soll die entsprechenden Prifberichte automatisch
erhalten.

Die Vorlage sei «unspektakular» und setze als sachgerechte Losung die Forderungen
der GPK um, warb Finanzminister Ueli Maurer in der Wintersession 2016 im Sténderat
fur die Revision. Das Geschaft gab in der Tat keinen Anlass zu Diskussionen und die
kleine Kammer nahm den Entwurf in der Gesamtabstimmung mit 39 zu O Stimmen an. 2

Dem Antrag der FK-SR, die Motion Noser (fdp, ZH; Mo. 07.3452) abzuschreiben, folgte
die kleine Kammer oppositionslos. Der Vorstoss sei «wahrlich antik» und dessen vom
Bundesrat beantragte Abschreibung innert der letzten 10 Jahre zweimal abgelehnt
worden. Doch nun sei es an der Zeit, diesem Antrag entgegenzukommen, da die
Entwicklung in der Bundesverwaltung in Richtung der verlangten Zentralisierung der IT-
Leistungserbringung gehe - auch wenn noch lange nicht alles im Lot sei, fasste
Kommissionssprecherin Anita Fetz (sp, BS) zusammen. Auch der Motionar selbst
meldete sich zu Wort: Er habe seine Motion eingereicht, «bevor es das i-Phone und
bevor es Facebook gab» - so Ruedi Noser. Das Anliegen der Zentralisierung von
Diensten sei aber nach wie vor zentral, da man dadurch insbesondere im IT-Bereich
viele Kosten sparen konne. Bundesrat Ueli Maurer nahm beide Voten auf und teilte
sowohl die Bedenken hinsichtlich verschiedener noch bestehender Baustellen («im
Bereich der IKT spielen wir nicht in einer Super League») als auch hinsichtlich der
Méglichkeit fur Kosteneinsparung dank Zusammenlegung von Aufgabenbereichen. Der
Bundesrat befasse sich aber intensiv mit der Thematik. Der Finanzminister verwies
dabei auf den Rechenzentren-Verbund und auf die Standarddienste, wie z.B. «Gever»,
die innerhalb der Verwaltung eingesetzt wiirden. *
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BUNDESRATSGESCHAFT
DATUM: 12.09.2017
MARC BUHLMANN

MOTION
DATUM: 14.12.2017
MARC BUHLMANN

Auch im Standerat stiess das Projekt eines Rechenzentrums Campus in Frauenfeld auf
keine Opposition. Sowohl die Lésung der Ausgabenbremse als auch die
Gesamtabstimmung fanden einstimmige Unterstltzung (jeweils 44:0 Stimmen).
Finanzminister Ueli Maurer machte darauf aufmerksam, dass die Investitionen in die
EDV wohl noch eine Weile ein Dauerbrenner im Parlament bleiben wirden. Er wolle die
Gelegenheit nutzen und darauf hinweisen, dass die EDV-Projekte des Bundes in der
Regel sehr stabil seien. Das Ziel sei, dass der Bund im Jahr 2023 nur noch vier
Rechenzentren betreibe. Das Rechenzentrum ,Fundament™ befinde sich als
geschutztes Zentrum der Armee im Alpenraum im Bau, das Rechenzentrum ,Primus®
werde in Bern ausgebaut, ein weiteres militdrisches Rechenzentrum mit dem Namen
~Kastro™ werde mit der Armeebotschaft 2018 zum Beschluss unterbreitet. Das beim
anstehenden Geschéaft behandelte Rechenzentrum ,Campus™, das in Frauenfeld gebaut
werden soll, sei mit der Immobilienbotschaft der Armee bereits bewilligt worden. Da es
sich um ein Schlusselprojekt handle, werde das Parlament regelméassig informiert. *

2015 monierte die GPK-SR, dass der Bundesrat bereits 2006 angemahnte
Empfehlungen beziglich Beizug externer Expertise und Beratung nur unzuldnglich
beriicksichtigt habe. Eine eingehende Uberpriifung habe zwar gezeigt, dass der
Bundesrat Instrumente zur besseren Kontrolle geschaffen habe, dass aber nach wie vor
kaum Transparenz vor allem im Bereich von Beratungsmandaten herrsche und dass die
Gesamtkosten massiv angestiegen seien.

Mit zwei gleichlautenden, im Juni 2016 eingereichten Motionen nahmen Peter F6hn
(svp, SZ) im Standerat (Mo. 16.3489) und Hans-Ulrich Bigler (fdp, ZH) im Nationalrat (Mo.
16.3399) den Ball auf. Das Wissen in der Bundesverwaltung sei zu sichern - so lautete
der Titel der Motionen. Dadurch kénne namlich auf externe Beratung verzichtet
werden. Der Bundesrat wird denn in den Vorstéssen aufgefordert, externe
Beratungsmandate in den kommenden finf Jahren um 8 Prozent pro Jahr zu
reduzieren und deren Kosten transparent und nach Departementen auszuweisen. Nicht
nur die Kosten hatten némlich in den letzten Jahren zugenommen - in den
Begrindungen war von Kosten in der Héhe von CHF 600 Mio. fur das Jahr 2006 und
CHF 916 Mio. flr das Jahr 2014 die Rede -, sondern auch die Abhangigkeit von externen
Beratern, insbesondere in den Bereichen Informatik, Kommunikation und politischer
Expertise.

In seiner Antwort kritisierte der Bundesrat die Zahlen. Wenn Vor- und Hilfsleistungen
(z.B. Ubersetzungen, Revisionen, Kontrollernebungen), die kein Wissen generierten und
entsprechend nicht als Beratung anzusehen seien, subtrahiert wdirden, dann
entsprachen die Kosten flur Beratung und Auftragsforschung laut Staatsrechnung 2015
lediglich noch rund CHF 234 Mio. Dazu gehorten auch externe Studien, die zur Erflllung
von parlamentarischen Vorstdssen notig seien und die auch deshalb auf dem freien
Markt nachgefragt wirden, um Arbeitsspitzen in der Verwaltung zu brechen. Eine
Reduktion um 8 Prozent wirde die Verwaltung vor Probleme stellen.

Waéhrend der Standerat die Motion in der Herbstsession 2016 mit 22 zu 15 Stimmen bei
5 Enthaltungen verwarf, wurde sie im Nationalrat mehr als ein Jahr spéater in der
Wintersession 2017 angenommen. Die Argumente in der grossen Kammer
unterschieden sich auch mehr als ein Jahr spater kaum von denen in der kleinen. Die
Linke kritisierte die Vorstésse mit dem Argument, dass man nicht Stellen in der
Verwaltung einsparen und gleichzeitig mehr Leistung bzw. ein Verbot von Auslagerung
fordern kénne. Bundesrat Ueli Maurer wies auf das Scheitern des gleichen Vorstosses
im Standerat hin und machte darauf aufmerksam, dass die Zahlen nicht so hoch seien,
wie in den Vorstdssen behauptet werde. Zudem koénne man nicht alles Wissen
internalisieren, sondern musse auch Frischluftzufuhr via freien Markt sichern.
Schliesslich wirden die Parlamentarierinnen und Parlamentarier selber durch ihre
Vorstosse die Kosten mitverursachen. Der magistrale Aufruf verhallte allerdings fast
ungehort und die Motion Bigler wurde mit 106 zu 85 Stimmen (keine Enthaltungen)
angenommen. Die geschlossenen FDP-, GLP- und SVP-Fraktionen standen den
geschlossenen SP-, GP- und BDP-Fraktionen siegreich gegentber. Auch die 24 Nein-
Stimmen aus der CVP-Fraktion (2 Abweichler) konnten den Vorstoss nicht abwehren.
Damit wird sich die kleine Kammer doch noch einmal mit der Materie
auseinandersetzen mussen. °
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MOTION
DATUM: 06.03.2018
MARC BUHLMANN

MOTION
DATUM: 17.09.2018
MARC BUHLMANN

MOTION
DATUM: 06.03.2019
MARC BUHLMANN

Ausserst knapp mit 98 zu 93 Stimmen (keine Enthaltungen) nahm der Nationalrat eine
Motion Sollberger (svp, BL) an, mit welcher der Bund zum Sparen bei der
Zentralverwaltung aufgefordert wird. Konkret soll die Regierung Massnahmen zur
Reduktion der Zentralverwaltung ergreifen. Es gehe nicht an, dass dauernd ,an der
Front®, nicht aber in der zentralen Verwaltung gespart werde. Sollberger nannte etwa
das Beispiel der Grenzwachter, der Zollstellen oder der Lehrer, bei denen gespart
werde, obwohl es in der Verwaltung, insbesondere bei Stabs- und Unterstitzungsstellen
wesentlich mehr Sparpotenzial gebe, wenn man Ineffizienz und Doppelspurigkeiten
bekampfen wolle.

Bundesrat Maurer wies in der Ratsdebatte darauf hin, dass es auch die
Parlamentarierinnen und Parlamentarier selber seien, die mit immer mehr Vorstdssen,
aber auch mit personlichen Anfragen, zu einem Ausbau der Verwaltungsstabe
beitriigen, von denen diese Anfragen in der Regel beantwortet werden. Der Bundesrat
sei zwar gegen die Motion, er selber gehe aber davon aus, dass die Motion in diesem Rat
angenommen werde. Er wolle aber davor warnen, dass dann der Service der Verwaltung
auch entsprechend weniger umfassend sei, auch wenn - dies gestand Maurer nach
einer entsprechenden Frage von Parteikollege Adrian Amstutz (svp, BE) ein - punkto
Ausfuhrlichkeit der Berichte durchaus noch Potenzial bestehe, sich auf das
Wesentliche zu beschranken. Man gehe den Sparmoglichkeiten in der Verwaltung
zudem bereits im Rahmen der Uberwiesenen Motion 15.3494 nach. ¢

In der Herbstsession kam die Motion Bigler (fdp, ZH), die eine Ausgabenreduktion beim
Beizug externer Expertise und Beratung verlangt, in den Stdnderat. Dieser hatte eine
gleichlautende Motion Féhn (svp, SZ; Mo. 16.3489) zwar abgelehnt, musste sich jetzt
aber Uber die Motion des Zlrcher Freisinnigen beugen, weil diese in der grossen
Kammer auf Zustimmung gestossen war.

Filippo Lombardi (cvp, TI) amtete als Kommissionssprecher und erklarte, dass sich die
SPK-SR mit einem Teil der Forderung der Motion anfreunden kénne. Es sei namlich in
der Tat manchmal besser, Wissen innerhalb der Verwaltung zu generieren, statt es von
aussen einzukaufen. Das von der Motion geforderte Ziel, die Zahl der externen Mandate
innerhalb von 5 Jahren um 40 Prozent zu reduzieren, erachte die Kommission hingegen
als «absolut unrealistisch». Man schlage deshalb neue Richtgréssen vor: Wéhrend
dreier Jahre solle pro Jahr eine Reduktion von je 4 Prozent angestrebt werden. Zudem
misse man ein ausgewogenes Verhéltnis zwischen Personalausgaben und externen
Kosten im Auge behalten. Es kénne ja nicht sein, dass intern Kosteneinsparungen
angestrebt wirden, dadurch dann aber Wissen verloren ginge, das schliesslich extern
eingekauft werden musse. Deshalb schlage die Kommission einen Richtwert vor:
Externe Beratungsmandate sollen nicht mehr kosten dirfen als 3 Prozent der
Personalausgaben. Dies sei aber - wohlgemerkt - lediglich eine Empfehlung. Eine
Minderheit der Kommission, vertreten durch Hans Stockli (sp, BE), empfahl die
Ablehnung der Motion, da sich in der Zwischenzeit einiges getan habe und der
Bundesrat 2017 den wachsenden Kosten externer Mandate Gegensteuer gegeben habe.
In der Tat waren die Kosten fur externe Beratung im Jahr 2017 im Vergleich zu 2016 um
12 Prozent reduziert worden. Man solle dies honorieren und nicht noch mehr
Kirzungen vornehmen, so der Berner Sozialdemokrat. Finanzminister Ueli Maurer hieb
in die gleiche Kerbe. Die Kosten flr externe Beratung betrigen momentan 3.3 Prozent
der Personalausgaben. Man sei also praktisch dort, wo die modifizierte Motion es
verlange. Das Anliegen des Vorstosses, Wissen in der Bundesverwaltung zu behalten, sei
gut gemeint, die Verwaltung kénne und wolle aber gar nicht alles selber wissen. Man sei
auf Dritt- und Fachmeinungen angewiesen. Es sei deshalb insgesamt nicht notwendig,
sich hier Fesseln anzulegen.

Die Ratsmehrheit folgte allerdings ihrer Kommissionsmehrheit und hiess die
modifizierte Motion mit 29 zu 13 Stimmen (2 Enthaltungen) gut. Somit wird sich der
Nationalrat noch einmal damit beschéaftigen missen.’

Mit dem Bestreben, Blrgerinnen und Burgern sowie Unternehmen Informationen und
Dienstleistungen zunehmend auch digital zur Verflgung zu stellen, entstinden immer
mehr amts- und departementsspezifische Portale, die jedoch zu wenig vernetzt seien.
Dadurch erwachse nicht nur grosser nachfrageseitiger Aufwand - unterschiedliche
Portale verlangten nach unterschiedlicher Nutzung - sondern es entstiinden auch
angebotsseitig unndtige Kosten. Mit Hilfe von elektronischen Schnittstellen musse
deshalb ein erleichterter Informationsaustausch in der Bundesverwaltung geschaffen
und die Vorzuge der Digitalisierung umfassender nutzbar gemacht werden. Mit dieser in
eine Motion gepackten Forderung stiess Beat Vonlanthen (cvp, FR) nicht nur beim
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MOTION
DATUM: 12.03.2019
MARC BUHLMANN

MOTION
DATUM: 13.03.2019
MARC BUHLMANN

MOTION
DATUM: 12.06.2019
MARC BUHLMANN

Bundesrat, sondern auch bei seinen Standeratskolleginnen und -kollegen auf offene
Ohren. Bundesrat Ueli Maurer betonte in der Ratsdebatte freilich, dass die
Zusammenfuhrung und die Schaffung von Schnittstellen bei auf allen féderalen Stufen
organisch gewachsener Informatik eine «Herkulesaufgabe» darstelle. Der Vorstoss
wurde einstimmig an den Nationalrat Uberwiesen.

Die Volkskammer wiederum hiess ebenfalls noch in der Frihjahrssession 2019 eine
praktisch identische Motion von Franz Griter (svp, LU; Mo. 18.4238) stillschweigend gut.
Somit durfte der Einflhrung solcher Schnittstellen nichts mehr im Weg stehen, auch
wenn die gegenseitige Bestatigung der jeweils anderen Kammer noch ansteht.

Im Nationalrat fand die vom Stéanderat modifizierte Motion Bigler (fdp, ZH) eine satte
128 zu 55 Stimmen-Mehrheit (4 Enthaltungen). Somit muss der Bundesrat in den
folgenden drei Jahren die Zahl der externen Beratungsmandate um 4 Prozent
reduzieren und sich an einem empfohlenen Richtwert orientieren, geméss dem die
Kosten fur externe Beratungsaufgaben 3 Prozent der Personalausgaben nicht
Ubersteigen sollten. Weder die Argumente der Minderheit der SPK-NR - etwa, dass
nicht gleichzeitig externe Mandate geklrzt, Personalstellen gedeckelt und der
Landesregierung immer wieder neue Aufgaben zugeschanzt werden koénnten, wie
Cédric Wermuth (sp, AG) argumentierte -, noch jene von Bundesrat Ueli Maurer
stiessen auf genlgend offene Ohren. Zu den geschlossenen SP- und GP-Fraktionen
gesellten sich total finf Abweichler aus FDP, CVP und BDP. °

Weil sowohl bei Agroscope als auch beim Bundesamt fiir Wohnungswesen (BWO) eine
Rezentralisierung zur Debatte gestanden habe, habe sich die FK-NR Uber die Preise fur
die Mieten dieser dezentralen Verwaltungseinheiten erkundigt und herausgefunden,
dass diese weit Uber den ortslblich verlangten Mieten lagen. Das Bundesamt flr Bauten
und Logistik (BBL) verlange als Vermieterin fur das BWO 2.5 Mal héhere Mietpreise als
dies in Grenchen, dem dezentralen Standort des BWO, Ublich sei. Dies lasse die Frage
aufkommen, ob die Vorteile der Dezentralisierung aus finanzpolitischer Optik wirklich
genutzt wirden, erklérte Thomas Egger (csp, VS) als Sprecher der Finanzkommission fur
deren Vorstoss fir ortsiibliche Bau- und Mietpreise fiir Verwaltungseinheiten. Die
Strategie der Dezentralisierung und die Schaffung von Arbeitsplatzen ausserhalb von
Bern werde mit Uberhdhten Mieten unterlaufen, die Attraktivitat der dezentralen
Standorte gemindert und nicht zuletzt die Rechnung des Bundes unndtig aufgeblaht.
Die Motion fordere den Bundesrat deshalb auf, die Praxis fur die Berechnung der
Mietpreise so anzupassen, dass diese den an den Standorten Ublichen Preisen
entsprechen.

Finanzminister Ueli Maurer versuchte vergeblich, dem Rat seine Argumente flr eine
Ablehnung des Vorstosses schmackhaft zu machen. Man musse sich bewusst sein, dass
der Bund ein Kostenmodell habe, also intern Kosten umlagere. Beim BWO sei dies der
Fall, weil das Gebaude eigentlich fur mehr Personen konzipiert gewesen sei, als jetzt
darin beschaftigt seien. Die nicht belegten Arbeitsplatze kénnten aber nicht vermietet
werden, was Kosten verursache, die irgendwo verrechnet werden miussten. Man
berechne Preise, die schweizweit ausgeglichen seien, und es gebe einige Beispiele fur
dezentralisierte Einheiten (das BfS in Neuenburg, das Bakom in Biel), die weniger als die
durchschnittlichen Mietkosten verursachten. Ueli Maurer erinnerte auch daran, dass es
bei 2'600 Bauten im BBL und rund 26'000 Objekten der Armee schwierig sei, jeden Tag
fur jedes Objekt die optimale Losung zu finden. Im Grossen und Ganzen funktioniere
man aber «vernunftig, kostenglnstig und effizient». Die Motion betreffe einen
Spezialfall und verhindere den Optimierungsprozess eher, als sie ihn fordere. Der
Nationalrat war jedoch anderer Meinung und wies die Motion mit 178 gegen 3 Stimmen
(2 Enthaltungen) an den Standerat weiter.

Zwischen dem Motionéar, Hans-Ulrich Bigler (fdp, ZH), und dem Finanzminister Ueli
Maurer entbrannte in der Sommersession 2019 ob der Motion des Zlrcher Freisinnigen,
die mehr Transparenz in der Verwaltung fordert, eine interessante Diskussion tber die
Rolle der Verwaltung. Hans-Ulrich Bigler stellte sich auf den Standpunkt, dass die
Verwaltung im Meinungsbildungsprozess eine wichtige Rolle spiele, weil sie mit ihrem
Wissensvorsprung bei der Beratung von Kommissionen, bei der Beantwortung von
Anfragen oder der Aufbereitung von Informationen Einfluss nehmen kénne. Es sei
deshalb wichtig, zumindest von den Kaderangestellten zu wissen, welche
Interessenverbindungen sie hatten. Er fordere deshalb ein Register, das ahnlich wie bei
den Parlamentsmitgliedern diese Interessenbindungen o6ffentlich einsehbar mache.
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MOTION
DATUM: 18.09.2019
MARC BUHLMANN

MOTION
DATUM: 18.09.2019
MARC BUHLMANN

MOTION
DATUM: 16.09.2020
GIADA GIANOLA

Bundesrat Ueli Maurer gab zu Protokoll, dass der Bundesrat Transparenz in der
Verwaltung begrisse. Auf der Basis des Bundespersonalrechts unterstiinden deshalb
Tatigkeiten ausserhalb der beruflichen Anstellung einer Bewilligungspflicht. Zudem
gebe es eine Sicherheitsprifung bei der Anstellung von Kadern sowie flir Mitarbeitende
von Drittfirmen. Fur Transparenz sei also gesorgt. Ein Register wirde nun aber bei rund
37'000 Angestellten in der Bundesverwaltung und zahlreichen Mitarbeitenden von
Drittfirmen einen riesigen administrativen Aufwand bedeuten. Zudem pochte der
Finanzminister —auf  Meinungsfreiheit: Es sei ja keine Schande, wenn
Verwaltungsangestellte einer Partei angehorten oder sich fur eine NGO engagierten. Die
Vielfalt in der Verwaltung solle durchaus auch durch unterschiedliche politische
Haltungen zum Ausdruck kommen. Mit dem vorgeschlagenen Register wirde man aber
vielleicht Gefahr laufen, eine Gesinnungsprifung vorzunehmen. Es sei eine
Fuhrungsaufgabe, dann einzugreifen, wenn man das Geflihl habe, dass Angestellte nicht
mehr die Interessen das Arbeitgebers wahrnehmen wirden. Die Kernfrage miusse
bleiben, ob die Bundesangestellten ihre Arbeitsvertrage einhielten oder nicht.

Auf die Nachfrage Biglers, ob die Parlamentsmitglieder mit der Offenlegung ihrer
Interessenbindung denn eine Gesinnungsprufung ablegten, erwiderte Ueli Maurer, dass
der Unterschied sei, dass Parlamentarierinnen und Parlamentarier gewéhlt seien und
eine politische Funktion hatten. Die Wahlerin oder der Wahler wollten deshalb wissen,
welche Interessen mit im Spiel seien. Im Gegensatz dazu hatten Angestellte lediglich ein
Pflichtenheft, das sie zu erflllen hatten.

Die Mehrheit des Nationalrats sah indes anscheinend in der Verwaltung eher einen
politischen Akteur, wurde die Motion doch mit 128 zu 59 Stimmen angenommen. Ueli
Maurer schien einzig die geschlossene SP- und die GP-Fraktion sowie die Mehrheit der
BDP-Fraktion, die beiden EVP-Mitglieder sowie einen FDP-Abweichler (Kurt Fluri [SOI)
Uberzeugt zu haben. "

Auch im Standerat wurde die Motion Grdter (svp, LU) zur Einfihrung von elektronischen
Schnittstellen in der Bundesverwaltung ohne Opposition und ohne Diskussion
angenommen. Die SPK-SR erachte es als wichtig, den Informationsaustausch zu
vereinfachen. Allerdings seien die betroffenen Stellen, allen voran die Kantone, in die
Planung der Umsetzung miteinzubeziehen. Kommissionssprecherin Pascale Bruderer
Wyss (sp, AG) wies darauf hin, dass ein Anliegen, das vom Bundesrat ohne inhaltliche
Stellungnahme empfohlen und vom Nationalrat oppositionslos angenommen werde,
nicht umstritten sein kénne. Ueli Maurer berichtete, dass der Bundesrat bereits an der
Arbeit sei. "

Auch der Standerat war der Meinung, dass der Bund bei der Berechnung der Mieten von
dezentralen Verwaltungseinheiten die ortsiiblichen Preise beriicksichtigen muss, um
nicht durch eine kinstliche Erhéhung der Mietkosten die Attraktivitat der Standorte zu
mindern und die Idee der Dezentralisierung zu torpedieren. Mit 8 zu 1 Stimmen hatte
die FK-SR empfohlen, es dem Nationalrat gleich zu tun. Brigitte Haberli-Koller (cvp, TG)
wies in der kurzen standeratlichen Diskussion auf das Problem «Agroscope» hin, bei
dem man ja noch mit dem Bundesrat ringe. Mit den Uberhdéhten Baupreisen werde
gerade auch der Standort Tanikon im von ihr vertretenen Kanton Thurgau gegenuber
Standorten mit glinstigeren Mietzinsen geschwéacht. Mit 22 zu 7 Stimmen hiess auch die
kleine Kammer das Anliegen der FK-NR gut. Wie schon im Nationalrat wies
Finanzminister Ueli Maurer vergeblich darauf hin, dass die Annahme dieser Motion
Kosten verursachen wuirde, weil einige Liegenschaften nicht auf dem Markt stinden,
sondern dem Bund gehorten, und daher eben nicht zu den deutlich tieferen,
ortslblichen Preisen abgerechnet werden kénnten, ohne Verluste einzufahren. Diese
Kosten mussten eben Uberwalzt werden, wenn nicht auf die Mieter, dann wohl auf die
Bundesverwaltung. Die Motion sei deshalb nicht zielfihrend.

Im September 2020 reichte Marco Romano (mitte, TI) eine Motion ein, mit der er ein
Recht auf Telearbeit zu einem bestimmten Prozentsatz fiir Bundesangestellte
schaffen wollte. Die Moglichkeit zu mobilem Arbeiten solle nicht mehr von den
Vorgesetzten abhéngig sein, sondern fur die ganze Bundesverwaltung geregelt werden.
Er verwies auf die zahlreichen Vorteile von Telearbeit wie die Mobilitdtsabnahme, die
Kostenreduktion bezuglich Infrastruktur, eine bessere Vereinbarkeit von Familie und
Beruf sowie eine ausgeglichene Vertretung der verschiedenen Regionen und
Minderheiten in der Bundesverwaltung. Damit fugt sich die Motion in eine Reihe
weiterer parlamentarischer Vorstosse ein, die flexiblere Arbeitsformen fir die
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Bundesverwaltung fordern wollen.

Der Bundesrat beantragte im November 2020 die Annahme der Motion, zumal flexible
Arbeitsformen auch in der Bundesverwaltung immer haufiger wirden. Er habe bereits
das EFD beauftragt, die Anpassung der rechtlichen Grundlagen zu prufen.

Nachdem Lars Guggisberg (svp, BE) die Motion bekdmpfte hatte, wurde diese in der
Frihjahrssession 2021 vom Nationalrat behandelt. Romano betonte nochmals die
Wichtigkeit von Homeoffice, vor allem in Folge der Corona-Pandemie. Guggisberg
anerkannte zwar im Namen seiner Fraktion die Vorteile von Telearbeit, wehrte sich aber
gegen einen gesetzlichen Anspruch darauf, zumal damit «wichtiger organisatorischer
Handlungsspielraum» verloren gehe. Nicht alle Personen und alle Arbeiten seien far
mobiles Arbeiten geeignet. Obwohl Homeoffice nicht fur alle Verwaltungsangestellten
moglich sei, wolle der Bundesrat das Gesetz anpassen, um Klarheit und Sicherheit zu
schaffen, wie Bundesrat Ueli Maurer erklarte. Der Nationalrat sprach sich in der Folge
mit 139 zu 50 Stimmen (bei 1 Enthaltung) fir die Annahme der Motion aus. Einzig die
SVP-Fraktion lehnte den Vorstoss ab.

In der Herbstsession 2020 diskutierte der Standerat die von der grossen Kammer
angenommene Motion von Hans-Ulrich Bigler (fdp, ZH), mit der dieser mehr
Transparenz in der Verwaltung verlangte. Gleichzeitig behandelten die
Kantonsvertreterinnen und -vertreter eine Motion ihrer SPK-SR, die als abgeschwéachter
Vorschlag der Motion Bigler gedacht war (Mo. 20.3911). Philippe Bauer (fdp, NE) fihrte
fur die Kommission aus, dass deren Mehrheit die Ziele der Idee von Hans-Ulrich Bigler
teile. Es brauche in der Tat mehr Transparenz bei den Kaderangestellten der
Bundesverwaltung. Allerdings seien die Umsetzungsvorschlage in der Motion Bigler zu
spezifisch, gingen zu weit und wurden vor allem hohe administrative Kosten nach sich
ziehen. Deshalb habe sich die SPK-SR entschlossen, in einer eigenen Motion lediglich
fir die héchsten Kader ab Lohnklasse 30 - das seien rund 800 Angestellte, so Bauer -
ein offentliches Register mit Interessenbindungen zu verlangen. Die Motion Bigler sei
hingegen abzulehnen. Ueli Maurer bat den Rat, beide Motionen abzulehnen, und
erwahnte, dass insbesondere die Forderungen der Motion Bigler nicht umzusetzen
waren; in der Folge wurde diese von der kleinen Kammer ohne weitere Diskussionen
abgelehnt - genauso wie die Kommissionsmotion, bei der das Stimmenverhéltnis
jedoch sehr knapp ausfiel. ®

«Exzesse beim Umgang mit staatlichen Spesen» und «Spesenskandale» 16sten Unmut in
der Bevolkerung aus, begriindete Thomas Burgherr (svp, AG) seine Motion, mit der er
den Spesenaufwand beim Bund reduzieren will. Dieser Unmut habe auch damit zu tun,
dass die grosszuigigen Arbeitsbedingungen und Loéhne von Mitgliedern der
Bundesverwaltung der Offentlichkeit bekannt seien. Spesenentschadigungen brauche
es zwar, aber ein Vergleich mit der Privatwirtschaft zeige ein Missverhaltnis: Wahrend
dort pro Vollzeitstelle CHF 700 bis 800 an Spesen pro Jahr ausbezahlt wirden, lage
dieser Betrag im WBF bei CHF 4'000 pro Person und Jahr, beim EDA gar bei tber CHF
5'5600 und im Staatssekretariat fur internationale Finanzfragen bei mehr als CHF 11'000.
Mit einer Kirzung von 50 Prozent der Gber CHF 120 Mio., die alleine im Jahr 2018 in
allen Departementen fur Spesen ausgegeben worden seien (Spesen der Gerichte und
der Bundeskanzlei nicht einberechnet), kénne nicht nur Exzessen und Skandalen
vorgebeugt, sondern konnten auch Bescheidenheit und Effizienz unterstrichen werden,
so der Aargauer Volksvertreter in der Debatte im Nationalrat in der Wintersession
2020. Gerade in Anbetracht der wirtschaftlichen Folgen der Pandemie musse der Staat
mit gutem Beispiel vorangehen. Finanzminister Ueli Maurer warb fir die Ablehnung der
Motion. Er erinnerte daran, dass der Vorstoss auf ein Ereignis im VBS zurlickgehe, das
es in die Medien geschafft habe. Das VBS habe inzwischen Massnahmen vorgenommen
und es sei nicht angezeigt, aufgrund eines Einzelfalles alle Spesenausgaben zu
halbieren. Der Grossteil dieser Spesen betreffe Flugreisen und Hotellibernachtungen
im Rahmen von internationalen Konferenzen, an denen die Interessen der Schweiz
vertreten sein mussten. Die Spesenentschadigung sei ordentlich, aber nicht grosszugig.
Er sei ja bei internationalen Konferenzen oft dabei, so Maurer: «Wir bezahlen unser
Getrank und unser Essen in der Regel aus der eigenen Tasche.» Er kdnne sich zudem
die Bemerkung nicht verkneifen, dass Bundesangestellte oft neidisch auf die
Spesenentschadigung der Parlamentsmitglieder schauen wirden: «Sie kénnten auch
bei Ihnen noch einmal Uber die Blcher gehen, falls Sie den Vorstoss doch annehmen>,
so der Aufruf Maurers an die Nationalrdtinnen und Nationalrate. Diese lehnten den
Vorstoss jedoch mit 134 zu 52 Stimmen (ohne Enthaltungen) ab. Lediglich die Fraktion
des Motionars stimmte geschlossen fir das Vorhaben.
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Bundesverwaltung - Personal

2014 hatte die GPK-SR in einem Bericht Uber externe Mitarbeitende der
Bundesverwaltung kritisiert, dass eine Strategie zur Anstellung externer Mitarbeitender
fehle. Rund 11 Prozent aller Verwaltungsmitarbeitenden seien Externe, die zudem meist
unangemessen und auf nicht 6ffentlich ausgeschriebene Stellen angestellt seien. Um
abzuklaren, ob sich seit dem Bericht etwas gebessert habe, hatte die GPK-SR 2017 eine
Nachkontrolle angekindigt. Der entsprechende Bericht wurde Mitte November 2019
publiziert. Dort wurde festgehalten, dass sich hinsichtlich Strategie und Transparenz
einiges verbessert habe. So gebe es Weisungen zum Abschluss von
Personalverleihvertrégen und im Budget sowie der Staatsrechnung seien Zahlen zu den
Kosten externer Mitarbeitender ausgewiesen. Allerdings bestehe nach wie vor ein
Verbesserungspotenzial, so der Bericht weiter. Es sei beispielsweise nicht nachprifbar,
ob das Ziel von Einsparungen durch die Internalisierung von externen Mitarbeitenden in
die Bundesverwaltung erreicht worden sei. Insbesondere bei den Stellen, die eine hohe
Zahl Externer beschéftigten, brauche es Evaluationsinstrumente, um die Umsetzung der
Empfehlungen kontrollieren zu kdénnen. Der Einsatz externer Mitarbeitender solle
ferner ausdrucklich im Bundespersonalgesetz verankert werden. Um dieses Ziel
umzusetzen reichte die GPK-SR gleichzeitig mit der Veroffentlichung des Berichts eine
Motion ein.

In seiner Stellungnahme beantragte der Bundesrat die Ablehnung dieser Motion, weil es
weder notwendig noch sachgerecht sei, gesetzliche Bestimmungen fur eine Aufgabe
festzulegen, die jede Dienststelle selber regeln misse und die den Bezug von
Dienstleistungen betreffe: Die meisten externen Mitarbeitenden wirden nach Bedarf
und fur spezifische Aufgaben mit Leihvertrégen angestellt. Die Vorgaben des
Bundesrates, externes Personal nur dann anzustellen, wenn intern die Ressourcen oder
die Expertise nicht vorhanden sind, wirden zudem mittlerweile adaquat umgesetzt:
Lediglich 3.4 Prozent der zwischen 2016 und 2018 aufgrund extern beschaffter
Dienstleistungen anfallenden Kosten seien auf Personalleihvertrage zurtckzufihren. Die
Regelung dieser Weisungen im Regierungs- und Verwaltungsorganisationsgesetz (RVOG)
genuge vollauf.

In der standeratlichen Debatte wahrend der Frihjahrssession 2020 ging es schliesslich
um ebendiese Frage der rechtlichen Grundlage fur den Personalverleih. Wahrend sich
Kommissionssprecher Matthias Michel (fdp, ZG) auf den Standpunkt stellte, dass das
Bundespersonalgesetz der richtige Ort fur diese Regelung sei, setzte sich
Finanzminister Ueli Maurer fur die bestehende Regelung im RVOG ein. Es handle sich
beim Personalverleih um eine externe Dienstleistung, die keiner zusatzlichen
gesetzlichen Grundlage bedlrfe. Es sei zudem nicht nétig, fir etwas eine Regelung zu
schaffen, das ohne Probleme funktioniere. Die Mehrheit des Rates sah dies allerdings
anders und nahm die Motion mit 32 zu 6 Stimmen bei 1 Enthaltung an. "

«Der Inhalt dieser Motion ist problematisch», eré6ffnete Finanzminister Ueli Maurer sein
Pladoyer gegen den Vorstoss der GPK-SR, die gesetzliche Grundlagen flr den Einsatz
externer Mitarbeitender forderte. Fiir Personalleihvertrége gelte das Regierungs- und
Verwaltungsorganisationsgesetz (RVOG) als Grundlage, so Maurer. Dies sei sachgerecht,
weil externes Personal ja nur befristet und zu den Bedingungen der jeweiligen Firma,
bei der es tatig sei, angestellt wirde - und eben nicht zu Bedingungen des Bundes. Das
Bundespersonalgesetz, dessen Teilrevision von der Motion ja eigentlich gefordert
werde, sei folglich nicht der richtige Ort, um all die unterschiedlichen Bedingungen
externen Personals zu regeln. Darum wirde mit der Annahme der Motion mehr
Unklarheit als Klarheit geschaffen. Die grosse Kammer war freilich - wie schon der
Sténderat zuvor - anderer Meinung und hiess die Motion mit 164 zu 9 Stimmen (3
Enthaltungen) deutlich gut. Die Kommissionssprecherinnen - Yvonne Feri (sp, AG) und
Isabelle Pasquier-Eichenberger (gp, GE) - hatten zuvor darauf hingewiesen, dass es aus
Sicht der GPK zweifelhaft sei, dass das RVOG ausreiche, um Personalleihvertrage
auszustellen, bei denen externes Personal in einem Subordinationsverhéltnis zum Bund
stehe. Diese «Pseudo-Mandate» mussten durch entsprechende gesetzliche Regelungen
verhindert werden. Den Auftrag dazu hatte der Bundesrat nun also von beiden
Kammern erhalten. ™
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Offentliche Finanzen

Direkte Steuern

Eine neue Kostenschatzung der ESTV zum Informatikprogramm FISCAL-IT ergab einen
zuséatzlichen Mittelbedarf von CHF 26 Mio. Die Grinde dafur sind vielfaltig: Zum einen
werden zur Umsetzung des Projekts aufgrund des technologischen Fortschritts heute
andere Technologien verwendet, als zum Zeitpunkt der urspringlichen
Kostenschatzung im Jahr 2012 angenommen worden war. Die durch die Verwendung
neuer Technologien entstehenden Innovationskosten mussen vollumfanglich durch das
FISCAL-IT-Projekt getragen werden. Des Weiteren ist der Aufwand fur die Integration
einzelner Applikationen in den Betrieb beim BIT hdéher als vermutet. Schliesslich
wurden neue Teilprojekte - zum Beispiel aufgrund der Teilrevision des
Mehrwertsteuergesetzes und den Revisionen des RTVG oder des Bundesgesetzes tber
den internationalen automatischen Informationsaustausch in Steuersachen -
hinzugefliigt, was die Komplexitat von FISCAL-IT zuséatzlich erhoht hat. Diese
Verzbégerungen bringen allesamt Mehrkosten bei Planung, Steuerung und Controlling mit
sich. Entsprechend beantragte der Bundesrat im Rahmen des Nachtrags | zum
Voranschlag 2017 einen Nachtragskredit in der Hohe von CHF 18 Mio. Bundesrat Maurer
begrindete diesen damit, dass beim Projektbeginn zu optimistisch gerechnet worden
sei, dass neue Teilprojekte hinzugekommen seien und es in einigen Projekten zu
Verzégerungen gekommen sei. Er betonte aber auch, dass bei Vollendung des Projekts
bis zu 100 Stellen gespart werden kénnen.

Dieser Nachtragskredit fuhrte zu einigen Diskussionen im Parlament. Wéhrend ihn der
Standerat immer wieder guthiess, lehnte ihn der Nationalrat in allen Etappen des
Differenzbereinigungsverfahrens ab. In der Einigungskonferenz setzte sich zwar der
Standerat durch, der Nationalrat lehnte jedoch den Vorschlag der Einigungskonferenz
und mit ihm die beiden noch offenen Punkte des Nachtrags | ab. Bereits zuvor hatte
Finanzminister Maurer angetont, dass er bei einer Ablehnung dieselbe Forderung zum
FISCAL-IT-Projekt im Nachtrag Il noch einmal stellen werde. "

Voranschlag

Der Nationalrat behandelte den Voranschlag 2019 in der Wintersession 2018 als
Erstrat. Die Mehrheit der FK-NR hatte entschieden, die Ausgaben im Voranschlag
gegenlber dem bundesréatlichen Vorschlag um 60 Mio. zu reduzieren. Den grossten Teil
dieser Differenz wollte die Kommission durch Kirzungen in der Héhe von CHF 45 Mio.
bei der Sozialhilfe flr Asylsuchende, vorlaufig Aufgenommene und Flichtlinge erzielen;
diese Einsparungen kénnten erreicht werden, wenn die aktuelle, sinkende Zahl an
Asylgesuchen bertcksichtigt werde, erklarte die Kommission. Zusatzliche Finanzierung
sah die Kommission fur das Grenzwachtkorps vor, das mit CHF 2.8 Mio. 44 neue Stellen
finanzieren sollte; dieser Betrag sollte jedoch departementsibergreifend beim Personal
kompensiert werden.

Daneben lagen 54 Minderheitsantrage vor, von denen die meisten von der SVP- und der
SP-Fraktion stammten und nur vereinzelte erfolgreich waren. Die Stossrichtung dieser
Antrége widerspiegelt sich deutlich in den Voten der Fraktionssprechenden in der
allgemeinen Debatte: Wahrend Franz Griter (svp, LU) fur die SVP «zur Vorsicht im
Umgang mit den Staatsfinanzen» mahnte und wie zahlreiche weitere Votantinnen und
Votanten der burgerlichen Parteien den begrenzten finanziellen Handlungsspielraum
des Bundes hervorhob, erachtete Samuel Bendahan (sp, VD) als Vertreter der SP-
Fraktion die aktuelle Situation als Chance fir Investitionen in die Zukunft.

Der Nationalrat behandelte den Voranschlag 2019 in sechs Blocken. Die SVP bemiuhte
sich mit ihren Minderheitsantragen zum Beispiel um Kirzungen oder zumindest um
einen Verzicht auf Erhdéhungen bei den Personalkosten, bei Beratung und
Auftragsforschung Uber alle Departemente hinweg, beim Bundesamt fur Energie, beim
Generalsekretariat des VBS, beim Bundesamt fur Kultur oder beim BFS. Nach dem
starken Anstieg in den letzten Jahren brauche es zudem eine «massvolle Dampfung»
durch eine Plafonierung der Ausgaben flr die internationale Zusammenarbeit, beim
EDA und bei der Entwicklungshilfe, erklérte Peter Keller (svp, NW). Zudem wurde eine
vollstandige Streichung des Aufwands des Eidgendssischen Buros fur die Gleichstellung
von Frau und Mann gefordert. Alle aufgezahlten Antrége wurden abgelehnt.

Die Mitglieder der SP-Fraktion beantragten in ihren Minderheitsantragen, auf die
Querschnittskidrzungen beim Sach- und Betriebsaufwand, welche die Mehrheit der FK-
NR vorgeschlagen hatte, zu verzichten. Weitere Antrége auf zusétzliche Finanzierung
oder auf einen Verzicht auf Reduktion wurden unter anderem im Bereich der
Entwicklungszusammenarbeit, beim Funktionsaufwand des Gleichstellungsbiros, beim
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BSV-Globalbudget oder beim Verteidigungsbudget gestellt. Philipp Hadorn (sp, SO)
beantragte, die Zahlen fur die Sozialhilfe fir Asylsuchende und vorlaufig Aufgenommene
auf die neue Formel des SEM zu stltzten, anstatt die aktuellen Zahlen des laufenden
Jahres zu verwenden. Bereits in der Debatte zum Voranschlag 2017 hatte die FK-NR
darauf verzichtet, die neu entwickelten Kennzahlen zu verwenden. Schliesslich
beantragte eine Minderheit Meyer (sp, ZH), die zuséatzlichen Stellen fir das
Grenzwachtkorps ohne Kirzungen bei anderen Departementen zu verwirklichen. Auch
diese Antrage scheiterten allesamt. Erfolgreich waren die Antrage der SP hingegen
bezuglich Bildung und Forschung. Hier reichte die SP-Fraktion acht Antrége ein, mit
denen das Budget in Ubereinstimmung mit dem Mitbericht der WBK-NR wieder dem
Niveau der BFI-Botschaft 2017-2020 angepasst werden sollte. Umstritten war dabei vor
allem die Frage, ob diese neuen Betrage in Ubereinstimmung mit der Motion Dittli (fdp,
UR; Mo. 16.3705) teuerungsbereinigt seien, wie Ursula Schneider Schuttel (sp, FR)
argumentierte, oder ob dadurch die Teuerungsbereinigung, die
departementsibergreifend vorgenommen worden war, im Bildungsbereich wieder
rickgangig gemacht werde, wie Finanzminister Maurer beteuerte. Bis auf einen wurden
alle Antréage betreffend das WBF angenommen.

Antrage erfolgten auch durch Mitglieder der Ubrigen Fraktionen, auch sie waren jedoch
grosstenteils erfolglos. Angenommen wurde jedoch ein Minderheitsantrag Bigler (fdp,
ZH), der den Funktionsaufwand der Eidgendssischen Finanzkontrolle (EFK) verglichen
mit dem bundesratlichen Vorschlag um CHF 1.97 Mio. kirzen wollte. Der Bundesrat
hatte den Funktionsaufwand um 10 Prozent aufgestockt, damit die EFK ihren
Personalbestand um 10 Vollzeitstellen ausbauen kann. Die EFK st laut
Finanzkontrollgesetz das oberste Aufsichtsorgan des Bundes und Uberwacht unter
anderem die finanzielle Fldhrung der Bundesverwaltung. Sie sei mit den
Untersuchungen und Prufungen unter anderem bezuglich der Burgschaften fur
Hochseeschiffe, der Ruag und dem Mandat der Finanzdelegation zur Governance der
Arbeitslosenversicherung Uberlastet, hatte die EFK erklart. Der Antragssteller warf
diesbezliglich jedoch die Frage auf, ob man wirklich eine «eigentliche
Uberwachungsbehérde» wolle. Mit dem bisherigen Personalbestand sei ein
«priorisiertes Controlling» durchaus maoglich, zumal es der EFK - mit Verweis auf die
Abstimmung zur Unternehmenssteuerreform Il und zur Debatte zu den
Waffenexporten - bereits jetzt moglich sei, «kkaum gesetzeskonforme Stellungnahmen
zu politischen Geschéften abzugeben». Albert Vitali (fdp, LU) betonte als Vizepréasident
der Finanzdelegation (FinDel) die einstimmige Unterstitzung Letzterer flr den Antrag
der Eidgendssischen Finanzkontrolle auf mehr Ressourcen fiur ihre Kontrolltatigkeit.
Diskussionen zum Rollenversténdnis und zur Kommunikation der EFK seien nicht im
Rahmen der Budgetdebatte vorzunehmen; die FinDel werde dies mit der EFK in Kirze
diskutieren. Mit 111 zu 77 Stimmen setzten sich die SVP-Fraktion, Mehrheiten der FDP-
und der CVP-Fraktion sowie ein Mitglied der BDP-Fraktion durch und verwarfen die
Erhéhung.

Erfolgreich war auch ein Antrag Gschwind (cvp, JU) fir eine Erhéhung des
Bundesbeitrags flr das Alpine Museum Schweiz 2019 sowie in den Finanzplanjahren. In
der Antwort auf die Interpellation Engler (cvp, GR; Ip. 18.3543) habe der Bundesrat die
Bedeutung des Museums anerkannt, argumentierte Gschwind. Nun solle die
Vernetzungsarbeit nicht nur mit CHF 250'000, sondern zusatzlich mit CHF 530'000
unterstitzt werden.

«Mit dem Budget werden die Finanzen gesteuert», betonte Heinz Siegenthaler (bdp, BE)
im Rahmen der Budgetdebatte. Dass dies nicht ausschliesslich der Fall ist, liegt am
neuen Flhrungsmodell fiir die Bundesverwaltung (NFB), das die Steuerung der
Verwaltungseinheiten  durch  eine  Kombination aus  Globalbudgets und
Leistungsinformationen im Rahmen des Voranschlags und des Finanzplans erlaubt. So
erfreuten sich die Sollwerte, die im Rahmen der Planungsgréssen im Voranschlag
festgelegt werden kénnen, in betreffendem Jahr grosser Beliebtheit. Die Mehrheit der
Finanzkommission schlug vor, als neues Ziel fir die Bundeskanzlei eine Uberpriifung der
ausserparlamentarischen Kommissionen festzulegen. Die Bundeskanzlei solle diese
Kommissionen anhand der Kriterien «ausgewiesene Notwendigkeit» und «effektiv
nachgewiesene Subsidiaritat» beurteilen und ihre Anzahl im nachsten Jahr um
mindestens 10 Prozent reduzieren. Allgemein kritisierte Heinz Siegenthaler dieses
Vorgehen deutlich: Verwaltungsakte seien nicht Aufgabe der Finanzpolitik, erklarte er.
In diesem Falle komme hinzu, dass die Bundeskanzlei - wie auch Finanzminister Maurer
betonte - diesbezlglich gar keine Entscheidungskompetenz habe und dieses Ziel daher
gar nicht erreichen kénne. Dennoch folgte der Nationalrat dem Mehrheitsantrag und
stimmte der Sollgrésse mit 106 zu 88 Stimmen gegen den Widerstand von SP, Grinen,
BDP und der Mehrheit der CVP zu.

Ebenso umstritten war die Frage, ob die durchgefihrten Personalbeurteilungen in der
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Bundesverwaltung zukinftig als Sollwert einer Normalverteilung folgen missen, wie es
die FK-NR forderte. Thomas Weibel (glp, ZH) erklarte das Anliegen zwar fur
unterstiitzungswiirdig, kritisierte aber die «Hauruck-Ubung» der Kommission. Barbara
Gysi (sp, SG) kritisierte die «komische Forderung», gemass der man gleich viele
schlechte wie gute Mitarbeitende haben musse. Auch hier waren die Proteste jedoch
nicht von Erfolg gekront, mit 118 zu 76 Stimmen stimmte der Nationalrat dem
Mehrheitsantrag der Kommission zu.

Schliesslich schlug die Finanzkommission mit 16 zu 8 Stimmen (bei 1 Enthaltung) vor, es
dem SEM als Ziel aufzuerlegen, bis zum 31. Dezember 2020 ein
Ruckibernahmeabkommen mit Eritrea abzuschliessen. Wahrend Kommissionssprecher
Thomas Mdller (svp, SG) die Meinung vertrat, man musse - wie im Fussball - mit einer
«klaren Zielsetzung in den Match gehen», um zu gewinnen, hielt Alois Gmdr (cvp, SZ) im
Namen der Minderheit fest, dass dieses Ziel «vollig aus der Luft gegriffen» sei. Eritrea
habe noch mit keinem Land ein solches Abkommen abgeschlossen. Zudem sei nicht
klar, welche Konsequenzen ein Nichterreichen des Ziels habe. Mit 99 zu 92 Stimmen
setzten sich die geschlossen stimmenden SVP- und FDP-Fraktionen mit Unterstitzung
je eines Mitglieds der CVP und der BDP auch hier durch.

Doch nicht nur die blrgerliche Mehrheit der FK-NR, auch Mitglieder der SP-Fraktion
beabsichtigten die Nutzung des Instruments der Sollwerte: Eine Minderheit Kiener
Nellen (sp, BE) wollte die eidgendssische Steuerverwaltung tiber die Planungsgrossen in
zwei Antrédgen dazu verpflichten, sowohl fir die Verrechnungssteuer als auch fir die
Mehrwertsteuer mehr Steuerinspektionen vor Ort vorzunehmen. Beide Antrége fanden
jedoch nur bei den Mitgliedern der SP, der Griinen und der EVP Unterstutzung.

Nach dreitagiger Debatte verabschiedete die grosse Kammer den Voranschlag 2019 mit
126 zu 60 Stimmen (bei 7 Enthaltungen). Wie bereits im Jahr zuvor lehnte die Mehrheit
der SVP-Fraktion das Budget ab. Der Voranschlag beinhaltete in dieser Version einen
Uberschuss von CHF 1.209 Mrd. und einen strukturellen Uberschuss von 915 Mio., wies
also um CHF 54 Mio. héhere Ausgaben auf als die Version des Bundesrates und um CHF
121 Mio. héhere als die Version der FK-NR. %

Im Vergleich zum Nationalrat bereinigte der Standerat den Voranschlag 2019 in
deutlich kurzerer Zeit und deutlich einhelliger: In den meisten Kommissionsantragen
folgte der Standerat stillschweigend ohne Gegenantrag dem Entwurf des Bundesrates
und schuf so einige Differenzen zum Erstrat. Diskussionslos und stillschweigend sprach
sich der Sténderat auch fur die vom Bundesrat beantragte und vom Nationalrat
abgelehnte Aufstockung des Funktionsaufwands der EFK aus.

Langer diskutiert wurde hingegen Uber die Berufungskammer des Bundesstrafgerichts.
Hier hatte die FK-SR keine Anderung zum bundesratlichen Vorschlag vorgesehen. Beat
Rieder (cvp, VS) erklarte jedoch dem Rat im Rahmen seines Antrags die Problematik des
Bundesstrafgerichts ausfuhrlich: Mitte 2017 hatte man eine neue Berufungskammer fur
das Bundesstrafgericht geschaffen, die sowohl den Sachverhalt als auch die
Rechtsanwendung mit voller Kognition von Urteilen tUberprifen soll. Aus der geringen
Anzahl Félle, mit denen gerechnet worden war, wurden alleine im Jahr 2017 Uber 70
Urteile, woflir die auf 300 Stellenprozente erhdhte Personalausstattung nicht
ausreichte. Deshalb entschied der Nationalrat stillschweigend, fur die
Berufungskammer eine eigene Budgetposition zu schaffen und diese um CHF 1 Mio. auf
CHF 2.9 Mio. aufzustocken. Mit seinem Einzelantrag beabsichtigte Rieder, diesbezlglich
dem Nationalrat zu folgen. Ulrich Meyer, Prasident des Bundesgerichtes, begrisste im
Namen des Bundesgerichts die Anderung des Nationalrats. In der Folge beantragte
Hannes Germann (svp, SH) als Prasident der FK-SR den Riickzug des Mehrheitsantrags,
wogegen die Ubrigen Kommissionsmitglieder keine Einwande dusserten und wodurch
der Antrag Rieder angenommen wurde.

Die andere grossere Debatte drehte sich um die Frage, welche Betrédge zu den
verschiedenen WBF-Positionen genau «Dittli-konform» (Anita Fetz, sp, BS) sind, also
mit der Motion von Josef Dittli (fdp, UR; Mo. 16.3705) Ubereinstimmen, gemass der die
Teuerung nur ausgeglichen werden soll, wenn sie anfallt. Finanzminister Maurer bat den
Rat diesbezlglich, auf die vorgeschlagenen Erhéhungen der Betrage - die FK-SR schlug
in zwei Fallen einen Mittelweg zwischen Bundesrat und Nationalrat vor und sprach sich
ansonsten fur die von der grossen Kammer vorgenommenen Korrekturen aus - zu
verzichten. Man habe die Teuerung bei der ganzen Verwaltung entsprechend der
Motion Dittli herausgerechnet; es sei daher nicht fair, hier die Betrage wieder um die
Teuerung zu erhdhen. Dem widersprach jedoch Anita Fetz: Ein rlckwirkender
Teuerungsausgleich, wie ihn der Bundesrat vorgenommen habe, sei nicht Teil der
Motion Dittli. Jedoch habe man im Vergleich zum Nationalrat die aktuelle Teuerung
herausgerechnet, wodurch die teilweise unterschiedlichen Antrédge zur grossen
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Kammer zu erklaren seien. Trotz der Beteuerungen des Finanzministers, dass die
Teuerung bei allen Budgetpositionen gleichermassen bertcksichtigt worden sei, nahm
der Standerat samtliche Mehrheitsantrage der Finanzkommission zum WBF an und
schuf dadurch auch einige Differenzen zum Nationalrat.

Kurios mutete schliesslich ein Antrag Hosli (svp, GL) an: Ebenso wie ein im Nationalrat
unterlegener Minderheitsantrag Gmur (cvp, SZ) forderte dieser den Verzicht auf die
Aufstockung des Grenzwachtkorps, obwohl die SVP-Fraktion im Nationalrat die von der
FK-NR vorgeschlagene Aufstockung klar beflirwortet hatte. Werner Hosli begrindete
den Antrag damit, dass die Standesinitiativen mit Forderung einer Aufstockung des
Grenzwachtkorps aus dem Jahr 2015 stammten, «als sich unsere Grenzbevoélkerung zu
Recht in ihrer Sicherheit gefahrdet sah». Dies sei jetzt aber nicht mehr der Fall und da
durch die Zusammenlegung der operativen Einheiten von Grenzwachtkorps und Zoll
und der Einfuhrung von DAZIT im administrativen Bereich Personal gespart werden
kénne, brauche es diese Aufstockung nicht. Dem stimmte auch Finanzminister Maurer
zu und staunte Uber die «verkehrte Welt»: «Normalerweise wollen Sie uns Stellen, die
wir Ihnen beantragen, streichen. Hier wollen Sie uns Stellen geben, die wir eigentlich
nicht brauchen.» Der Standerat sprach sich jedoch in Ubereinstimmung mit dem
Nationalrat ebenfalls flir die Finanzierung der 44 neuen Stellen aus, tat dies mit 21zu 20
Stimmen bei 1 Enthaltung jedoch deutlich knapper als die grosse Kammer.

Ansonsten stimmte der Stéanderat dem Erstrat bei zahlreichen Budgetpositionen zu.
Unter anderem stimmte er fir die Aufstockung der Budgets des Alpinen Museums
Schweiz, der internationalen Sportanlasse zur Durchfiihrung der Rad-WM in Aigle sowie
der Sicherheitsuntersuchungsstelle, deren Erhdéhung der Bundesrat in einer
Nachmeldung aufgrund des Unfalls der Ju-Air beantragt hatte. Differenzen schuf er
unter anderem bezlglich des BAG, der Sozialhilfe flr Asylsuchende, vorlaufig
Aufgenommene und Fllchtlinge, des Zivildienstes und des Sach- und Betriebsaufwands,
bei denen der Standerat entsprechend dem bundesratlichen Vorschlag mehr Geld
sprechen wollte als der Nationalrat. Bei der Landwirtschaft und diversen
Bildungspositionen hatte sich der Nationalrat grosszigiger gezeigt als die
Stdndekammer.

Einstimmig mit 42 zu O respektive 43 zu O Stimmen nahm der Sténderat sdmtliche zum
Budget gehdrigen Bundesbeschlisse an.

Im Differenzbereinigungsverfahren zum Voranschlag 2019 gelang es den beiden Réten,
bis auf eine Position alle Differenzen zu bereinigen. Der Nationalrat kam bis zum
Schluss des Differenzbereinigungsverfahrens dem Stéanderat bei den Differenzen zur
Landwirtschaft, zum Eidgendssischen Hochschulinstitut far Berufsbildung, beim
Zivildienst und beim Sach- und Betriebsaufwand in den Finanzplanjahren entgegen -
bezlglich des Sach- und Betriebsaufwands im budgetierten Jahr hatte zuvor der
Standerat eingelenkt. Auch samtliche beabsichtigten Anderungen der Sollwerte gab der
Nationalrat auf. Der Standerat folgte seinerseits dem Nationalrat bei den von der
grossen Kammer vorgeschlagenen Kirzungen bei der Sozialhilfe fur Asylsuchende,
vorlaufig Aufgenommene und Fllichtlinge und bei der Erhdhung der Beitrage an
Forschungseinrichtungen von nationaler Bedeutung. Beim BAG wollte der Nationalrat
den Funktionsaufwand, mit dem der Beizug von externen Sachverstandigen finanziert
wird, um CHF 1.4 Mio. oder 9 Prozent des gesamten Funktionsaufwandes kirzen. Trotz
verschiedenster Wortmeldungen gegen diese Anderung - unter anderem auch durch
den Finanzminister, der die Aufstockung der Position durch den Bundesrat als
«Quittung fir Hunderte von Vorstéssen und Programmen zur Uberwachung, die Sie
fordern» bezeichnet hatte -, lenkte der Standerat diesbeztglich ein. Das BAG erhielt
folglich CHF 1.4 Mio. weniger, als vom Bundesrat veranschlagt.

Nicht einig wurden sich die Rate einzig bezlglich der beantragten Aufstockung des
Globalbudgets der Finanzkontrolle. Wahrend der Standerat mit Verweis auf ihre
ausgewiesene Notwendigkeit einstimmig auf der Aufstockung beharrte, wurde das
Thema im Nationalrat mehrfach diskutiert. Insbesondere Barbara Kiener Nellen (sp, BE)
und Heinz Siegenthaler (bdp, BE) machten sich im Namen der Minderheit fir eine
Aufstockung stark: Der Mehraufwand der EFK sei erwiesen, die EFK reduziere
gleichzeitig ihren Sach- und Betriebsaufwand um CHF 240'400 und die
Stellenaufstockung werde sich selber finanzieren, argumentierten sie. Als wahren
Grund fur die Ablehnung der Aufstockung vermuteten sie jedoch eine «Trotzelei»
(Siegenthaler), «Retourkutsche» (Kiener Nellen) oder «Strafaktion» (beide) gegen
unliebsame Botschaften der EFK. Dem widersprachen verschiedene Mitglieder der SVP-
und der FDP-Fraktion: Franz Gruter (svp, LU) erklarte fir die SVP, die 108 Vollzeitstellen
reichten fur die EFK aus. Albert Vitali (fdp, LU) hingegen schloss eine Aufstockung nicht
ganzlich aus. Er argumentierte, dass die FDP Aufstockungen erst zustimmen wurde,
nachdem das Rollenverstédndnis der EFK geklart sei.
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In der Folge wurde fir diese letzte Differenz eine Einigungskonferenz einberufen. Darin
setzte sich der Standerat mit seiner Absicht durch, den Aufwand wie vom Bundesrat
beantragt um CHF 1.97 Mio. zu erhéhen. Im Nationalrat wies Hans-Ulrich Bigler (fdp, ZH)
noch einmal darauf hin, dass seine Minderheit keinen Ausbau wolle, es aber in erster
Linie nicht um den Betrag gehe, sondern um die «Grundsatzfrage, welche Art von
Finanzkontrolle wir wollen und welche Art von Finanzkontrolle wir nicht wollen>.

Mit 113 zu 64 Stimmen (9 Enthaltungen) liess sich die grosse Kammer auch in der
Abstimmung zum Vorschlag der Einigungskonferenz nicht von ihrer urspriinglichen
Meinung abbringen und lehnte den Vorschlag ab. Die ablehnenden Stimmen stammten
von der geschlossen stimmenden SVP-Fraktion sowie von den fast geschlossen
stimmenden FDP- und CVP/EVP-Fraktionen. Der Stadnderat nahm den Vorschlag der
Einigungskonferenz mit 33 zu 2 Stimmen (bei 2 Enthaltungen) an. Damit erhielten die
von beiden Raten vor der Einigungskonferenz gefundenen Kompromisse Gultigkeit; da
bei den in der Einigungskonferenz abgelehnten Positionen aber der tiefere Wert
verwendet wird, wurde das Globalbudget der EFK zumindest vorlaufig nicht
aufgestockt. 2

Infrastruktur und Lebensraum

Energie
Netz und Vertrieb

Nationalratin Graf-Litscher (sp, TG) wies in ihrem Postulat fir eine Meldepflicht bei
kritischen Infrastrukturen darauf hin, dass Infrastrukturen wie Strom und
Telekommunikation sehr essentiell flr die Schweiz sind und Risiken wie Cyberangriffe,
Naturkatastrophen sowie militérische und terroristische Angriffe auf die Infrastruktur
grosse Auswirkungen auf das ganze Land haben wirden. Sie forderte den Bundesrat
dazu auf, darzustellen, wie eine mogliche Meldepflicht bei potenzieller Bedrohung
aussehen koénnte. Mithilfe einer systematischen Auswertung dieser Meldungen kénnte
so ein Frihwarn-, Beratungs- und Abwehrsystem aufgebaut werden, welches
potenzielle Risiken verringert.

Bundesrat Maurer begrisste diese Forderung und betonte die geforderte Systematik,
die zur Préavention von Risiken fihren kénne. Durch den Austausch von Erfahrungen
unter den Betreibern und den staatlichen Behdérden kénne das Sicherheitsdefizit der
Schweiz in diesem Bereich verringert werden. In der Schweiz seien derzeit wichtige
Infrastrukturen anfallig bezlglich diverser Gefahren. Der Nationalrat nahm das Postulat
am 13. Dezember 2017 stillschweigend an. %

Sozialpolitik

Bevolkerung und Arbeit
Arbeitszeit

Im Juni 2020 reichte Jiirg Grossen (glp, BE) eine Motion ein, mit der er den Bundesrat
beauftragen wollte, der Bundesverwaltung mehr Homeoffice zu ermdglichen und die
dafir notwendigen Voraussetzungen zu schaffen. Weiter forderte Grossen eine
Erhdhung der Stellenprozente pro Blroarbeitsplatz. Als Grund flur die Motion gab
Grossen die Zunahme der Zahl der Homeoffice-Tatigkeiten an, die vor allem auf die
Coronavirus-Pandemie zurlckzufihren sei. Heimarbeit habe sich als gute Mdglichkeit
fur die Arbeitnehmenden erwiesen und solle auch in Zukunft geférdert werden.

Der Bundesrat beantragte in seiner Stellungnahme vom August 2020, die Motion
abzulehnen. Das Anliegen der Motion sei bereits erflllt, da Heimarbeit bei der
Bundesverwaltung seit vielen Jahren moglich sei und die notwendige Infrastruktur
wahrend der Pandemie aufgestockt worden sei.

Im Rahmen der Sommersession 2022 beschiéftigte sich der Nationalrat mit der Motion
und lehnte sie mit 109 zu 77 Stimmen (bei 3 Enthaltungen) ab. In der Debatte betonte
Bundesrat Ueli Maurer, dass in den zwei Jahren seit der Einreichung der Motion viel
unternommen worden sei, um Homeoffice bei der Bundesverwaltung zu ermdglichen
und zu starken. Unter anderem sei das Zielbild zur Ausgestaltung flexiblerer
Arbeitsformen in der Bundesverwaltung verabschiedet und die
Bundespersonalverordnung revidiert worden. ?*
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